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KAFISTE N LUTH K E

VERWALTUNGSGERICHT LEIPZIG

BESCHLUSS
In der Verwaltungsstreitsache

des H
Staatsangehöri gkeit: Afghanistan

prozessbevollmächti gt:
Rechtsanwalt Karsten Lüthke. Einemstaße 16, 10785 Berlin, Gz.: 72109,

- Antragsteller -

g e g € n

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.
-Außenstelle Chemnitz-, Adalbert-Stifter-Weg 25, 0913 I Chemnitz, Gz.: 5395162-423,

w e g e n

Leipzig dr-rrch die Vorsitzende Richterin am Verwal
10. Februar 2010

b e s c h l o s s e n :

l. Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, vorläufig
Maßnahmen zu unterlassen, die auf die Abschiebung des Antragstellers nach
Griechenland gerichtet sind. Soweit bereits eine Abschiebungsanordnung erlassen und
der zustaindigen Ausländerbehörde übergeben wurde, wird die Antagsgegnerin im Wege
der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dieser mitzuteilen, dass eine Abschiebung des
Antragstellers nach Griecheniand vorläufig nicht durchgeff.ihrt werden dart'.

2. Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Vefahrens.

Abschiebung
[!91 Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts
tungsgericht Gabr-vsch als Einzelrichterin am

- Antragsgegnerin -
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Gründe

Der am 27.1.2010 gestellte Antag des Antragstellers,

der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig zu untersagen, die
Abschiebung des Antragstellers nach Griechenland anzuordnen,

ist zulässig und begündet.

Die Entscheidung ergeht durch die Berichterstatterin als Einzelrichlerin, denn nach $ 76 Abs.4

Satz I Asylverfahrensgesetz - AsylVfG - entscheidet im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes

ein Mitglied der Kammer als Einzelrichter. Gemäß $ 88 Verwaltungsgerichtsordnurg - V$'GO - ist

der Antrag dahingehend auszülegen. dass der aus Afghanistan staiDmende Antragsteller begehrt,

seine Abschiebung nach Griechenland zu verhindem.

Der Antag aufErlass einer einstweiligen Anordnung nach $ 123 Abs. I VwGO ist zulässig. Entge-

gen dem Vortrag der Antragsgegnerin fehlt dem Antragsteller nicht das erlbrderliche Rechtsschutz-

bedürfnis. Nach dem in der Verwaltungsakte enthaltenen Bescheid des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge (im Folgenden: Bundesamt) vom 22.12.2009 ist der Asylantmg des Antragstellers

unzulässig (Ziffer 1). In Zitl'er 2 wird die Abschiebung des Antragstellers nach Griechenland ange-

ordnet. Eine Kopie dieses Bescheides hat der Prozessbevollmächtigte des Antngstellers aus der

übersandten Kopie der Bundesamtsakte entnonmen. Zwar wurde dieser Bescheid dem Antragstel-

ler noch nicht zugestellt, allerdings ergibt sich aus dem Bescheid nicht, dass es sich lediglich uIn

einen ,.Entwurf' handeln soll. wie dies die Antragsgegnerin vorträgt. Dem Rechlsschutzbedüfnis

des Antragstellers steht auch nicht entgegen, dass ihm die Überstellung nach Griechenland durch

die Antragsgegnerin bislang noch nicht kontret in Aussicht gestellt worden ist. Denn Griechenland

hat auf das entsprechende Authahmeersuchen der Alttragsgegnerin vom 23 10.2009 gemäß Arti-

kel 17 der Verordnung (EC) Nt.34312003 des Rates vom 18.2.2003 (sog. Dublin ll-Verordnung)

nicht reagien, so dass die Zustimmung zur Wiederauthahme gen?il] Art.20 Abs. I Dublin II-VO

nunmehr fingiert ist. Schließlich hat auch die Antragsgegne n in ihrer Antragserwiderung nicht

erkl:ül, von einer Abschiebung des Antragstellers absehen zu wollen, obwohl sie ausdrücklich

durch das Gericht gebeten wurde zu prüfen, ob sie von sich aus auf eine Abschiebung des An-

tragstellers nach Griechenland verzichte, dies unter Hinweis auf die aktuelle Rechtsprechung, ins-

besondere des Bundesverfassungsgerichts zur Abschiebwlg nach Griechenland auf der Grundlage

der Dublin II-VO. Algesichts dieser Umstände kann der Antragsteller nicht darauf velwiesen wer-

den, zunächst die Mitteilung des Termins der Abschiebung oder gar die Zustellung eines Beschei-

des nach $ 34a Abs. I Satz l AsylVtG abzuwarteD. lm Hinblick auf die verfassungsmällige Ge-

währleistung el'l'ektiven Rechtsschutzes gem:iß Art. 19 Abs.4 Grundgesetz - GG - besteht vielmehr

schon jetzt ein Rechtsschutzbedürfnis. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der vom Bun-

desamt offensichtlich geübten Praxis, den Bescheid nach $ 27a, $ 34a AsylVfC auf der Grundlage
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der Regelung des $ 3l Abs. I Satz 5 AsylVtG - grundsätzlich - durch die für die Abschiebung zu-

ständige Auslinderbehörde eßt am Tag der Abschiebung,4jberstellung an den Ausländer zuzustel-

len. Diese auf Vereitelung eff€ktiven Rechtsschutzes geübte Pra,\is ist weder durch $31 Abs. I

Satz 3 bis 5 AsylVfG gedeckt noch bewegt sich diese generelle Vorgehensweise innerhalb der ge-

setzlichen Grenzen des Ermessens (vgl. so bereits VG Hannover, Beschl. v. 10.12.2009

- 13 B 6047/09 -, Asylmagazin 2010,27; NdsOVG. Beschl. v. 6.1.2010 - 1l ME 588/09 -: VG Düs-

seldorf, Beschl. v. 14.10.2009 - l8L 1542/09.A -, Asylmagazin 11/2009.24. Beschl. v. 8.12.2009

l3 L 1840/09.A, InfAuslR 2010, 85; VG Berlin, Beschl. v. 22.10.2009 - 33 L 225.09A -; Asyl-

magazin I l/2009, 24).

Der Zulässigkeit des Antrags steht auch S 34a Abs. 2 AsylVfG nicht entgegen. Hiemach darf die

Abschiebung in den ff.ir die Durchftihrung des Asylverfahrcns zust?indigen Staat, der - wie hier - auf

dem wege des S 27a AsylVfG emittelt worden ist, nicht nach S 80 oder $ 123 VWGO ausgesctzt

werden. Es ist bereits fraglich. ob der Rechtsmittelausschluss des S 34a Abs.2 AsylVfG hier über-

haupt greift. Denn nach dieser Norm darl,.nur' die nach Abs. 1 dieser Bestimmung angeordnele

Abschiebung nicht verwaltungsgerichtlich ausgesetzt werden. Damit wird jedoch die Gewährung

vorläufigen Rechtsschutzes gegen eine Abschiebung bzw. Überstellung nicht für den FaJl ausge-

schlossen" dass die Abschiebungsanordnung nach | 34a Abs. 1 AsylVfG - wie hier - noch nicht

wirksam zugestellt. die Abschiebung also i.S.d. $ 34a AsylVfG noch nicht angeordnet 'rorden ist

(vgl. NdsOVG Beschl. v. 6.1.2010, a.a.O.). Erst recht gilt der Rechtsmittelausschluss des $ 34a

Abs.2 AsylVfG dann nicht, wenn es sich - wie die Antragsgegnerin vorträgt - tatsächlich bei dem

Bescheid vom 22.12.2009 nur um einen ,.Entwurf' handeln sollte.

Selbst wenn { 3,1a Abs.2 Asylvfc vorliegend schon Anwendung finden würde, steht dies der

Statthaäigkeit des Antrags hier nicht entgegen. Denn in verlassungskonlbrmer Auslegung des $ 34a

Abs. 2 AsylVfC kommt vorläuliger Rechtsschutz in Form der vorläufige[ Untersagung der Ab-

schiebung nach S 123 V$'GO dann in Betacht. wem eine die konkrete Schützgew:ihrung nach

S 60 Aufenthaltsgesetz - AufenthG - in Zweifel ziehende Sachlage im für die DurchftihrLurg des

Asylverfahrens zuständigen Staat gegeben ist. Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht im Urteil

vom 14.5.1996 (NV*Z 1996, 700) unter Bezeichnung einzelner Fallgruppen Ausnahmelälle be-

nannt, in denen der Ausschluss einstweiligen Rechtsschutzes nicht greili. Dies ist bei der Abschie-

bung nach Griechenland als den für die Durchführung des Asylverfahrens nach der

Dublin II-VO zuständigen Staat der Fall. Spätestens seit dem Beschluss des Bundesverfassungsge-

chts vom 8.9.2009 (2 BvQ 56/09, lnfAuslR 2009, 472) und auch dem aktuellen Beschluss des

Bundesverfassungsgerichts vom 8.12.2009 (2 BvR 2780/09, InfAuslR 2/2010, 82) mit welchem die

Vollziehung der AbschiebLurg nach Griechenland vorläulig untersagt wurde. obne sich daran durch

Art. l6a Abs. 2 Satz 3 GG und S 34a Abs. 2 AsylVfG gehindert zu sehen, wird in der Rechtspre-
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chung der Ausschluss einstweiligen Rechtsschutzes nach $ 34a Abs.2 AsylVfG bei einer Abschie-

bung/Überstellung nach Griechenland vemeint (vgl. NdsOVG, Beschl. v. 19.11.2009

- 13 MC 166/09 -, lnfAuslR 2/2010, 83 [84], OVG NW, Beschl. v. 7.10.2009 - 8 B 1433/09.4 -,

NVwZ 2009, 1571; VG Odenburg, Beschl. v. 9.11.2009 - 382837109 -; Asylmagazin l2l2009,

28 t291, VG Düsseldorl, Beschl. v. 8.12.2009, a.a.O.). Es gibt keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass

sich die Situation des Antragstellers in Griechenland besser darstellen würde als die Situation der

Asylbewerber in den vom Bundesverfassungsgericht entschiedenen Fällen. Die Austiihxtngen des

Bundesamtes im Bescheid vom 22.122009 zur Situalion des Asylbewerber in Griechenland igno-

rieren die Rechlsprechung des Bundesverfassungsgerichts seit dem 8 9.2009 sowie die im An-

schluss daran ergangenen venvaltungsgerichtlichen und oberverwaltungsgerichtlichen Entscheidun-

gen und beziehen sich ausschließlich auf Rechtsprechung aus dem Jahr 2008. tm Hinblick auf Grie-

chenland liegen jedoch emst zu nehmende Anhaltspunkte daliit vor, dass die llüchtlingsrechtlichen

Ge\\'ährleistungen und die Verfahrenspr:rxis nicht an den Standard heranreichen, den der nationale

Gesetzgeber bei der Einführung des { 27a AsylVl(i mit Wirkung ntm 28.8.2007 vor dem Hinter-

grund der Dublin II-VO voraussetzen durfte. Die jüngere Entwicklung in Griechenland ftihrr zu

keiner anderen Bewenung (vgl. im Einzelnen: VG Düsseldorl Beschl. v.812.2009, a.aO.,

InfAuslR 2/2010, 85 [87]; OVG NW, Beschl. v. 7.10.2009, NVwZ 2009, 1571 [1572]; VG Franl-

turt a.M., Beschl. v. 10.7.2009 12L 1684/09.F.A, Asylmaeazrn9/2009,22).

Der Antrag ist in dem aus dem Teno. ersichtlichen Umfang begründet.

Nach $ 123 Abs. I Satz 1 VWGO kann das Gericht eine einstweilige Anordnung in Bezug aufden

Streitgegenstand teffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden

Zustands die Veru'irklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert

\4erden könnte. Hierbei sind das Bestehen eines zu sichernden Rechts (Alordnungsanspruch) und

die bestehende Eilbedürliigkeit (Anordnungsgrund) glaubhafi zu machen (vgl. $ 123 Abs 3 VwGO

i.V.m. g 920 Abs. 2, S 294 Zivilprozessordnung - ZPO -).

Der Antagsteller hat einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Denn er hat gegenüber der

Antmgsgegnedn einen Anspruch daraul dass diese von den ihr in Art.3 Abs.2 Dublin II-VO ein-

geräumten Möglichkeiten des Selbsteintrittsrcchts emessensfehlerfrei Gebrauch macht. Ob Art.3

Abs.2 Dublin ll-VO dem Ausl:inder grundsätzlich ein Recht auf eiDe ermessensfehlerfreie Ent-

scheidung über die Ausübung des Selbsteintrittsrechts gewährt, kann an dieser Stelle offen bleiben.

Jedenialls besteht ein solcher Anspruch dann, renn die Entscheidung durch nationales Verfas-

surgsrecht, zum Beispiel duch Art. 2 Abs. 2 Satz I GG - wie hier - im Hinblick auf den unzurei-

chenden Zugang zum Asylverfahren und die mangelnde Sicherstellung des Lebensunterhalts im

Aufnahmeland - wie hier in Griechenland - geprägt wird (vgl VG Düsseldorf, Beschl. v.

8.12.2009, a.a.O. [88]; zum Anspruch auf Ausübung des Selbsteintrittsrechts bzgl. Griechenland
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VG Frankturt, Urt. v. 8.'7.2009 7 K13'76/07.F.A, NVWZ 2009, 1 176 ff. : Asylmagazin 9/2009. 2l

ff.).

Der Antragsteller hat auch einen Anordnungsgrund glaubhafi gemacht, denn aus dem Bescheid vom

22.122009. auch weni dieser dem Antragsteller noch nicht zugestellt wurde, ergibt sich. dass die

Antragsgegnerin beabsichtigt, den Antragsteller nach Griechenland abzuschieben. Die Antmgsgeg-

nerin hat auch von ihren Bemtihungel um Rückfübrung des Anftagstellers nach Griechenland bis-

lang noch nicht Abstand genommen. Die einstweilige Anordnung, mit der die Antragsgegnerin

verpflichtet üird, vorläufig Maßnahmen zu unterlassen, die auf die Abschiebung des Antragstellers

nach Griechenland gerichtet sind, beinhaltet auch die Untersagung einer Abschiebungsanordnung,

so$eit es sich tatsächlich bei dem Bescheid vom 22.12.2009 lediglich um einen ,.Entl!1rf' handeln

sollte, mithin eine Abschieb'rngsanordnung noch nicht ergangen wäe. Sollte dageger bereits die

Abschiebungsanordnung erlassen sein, wie im Bescheid vom 22.12.2009 aufgeführt, und diese der

zuständigen Ausl:inderbehörde mitgeteilt worden sein, ist die Antragsgegnerin verpflichtet. der zu-

ständigen Ausl?inderbehörde mitzuteilen, dass eine Abschiebung des Antragstellers nach Griechen-

land vorläufig nicht durchgeführt werden darf. Inwieweit tatsächlich der zuständigen Ausländerbe-

hörde eine Abschiebungsanordnung übergeben rrurde, ist nicht erkennbar. Nach Aktenlage hat das

Bundesamt die Zentrale Ausländerbehörde Chemnitz unter dem 29.1.2010 jedenfalls über den An-

trag des Antragstellers nach $ 123 VWGO informiert.

Die Koslenentscheidung beruht auf S 154 Abs. I VWGO. Die Gerichtskostenfreiheit folgl aus

$ 83b AsylVfG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (g 80 AsylVfG).

Gabrvsch

Februar 2010


